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Anfrage zur mündlichen Beantwortung O-000032/2013 

an den Rat 
Artikel 115 der Geschäftsordnung 
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Betrifft: Ein Jahr Europäische Bürgerinitiative (ECI) in der Praxis: Evaluierung von 
Erfahrungswerten und Überwindung von Hindernissen 

Seit dem 1. April 2012 haben die Bürger in ganz Europa die Gelegenheit, den Entscheidungsträgern 
auf europäischer Ebene ihre Ideen im Wege einer europäischen Bürgerinitiative mitzuteilen. Jedoch 
werden bei allen registrierten Initiativen beträchtliche technische und administrative Schwierigkeiten 
gemeldet, die zu großen Verzögerungen und unannehmbar hohen Kosten geführt haben. Die meisten 
Klagen wurden in Zusammenhang mit der von der Europäischen Kommission für die Sammlung von 
Unterschriften angebotenen, frei zugänglichen Software (Open Source Software) laut, die extrem 
kompliziert zu handhaben ist. Unterstützung erfolgt nur langsam und nicht besonders effizient. 
Schätzungsweise 11 Millionen EU Bürger, die außerhalb ihres Heimatlandes ansässig sind, wird das 
Recht verwehrt, in Mitgliedstaaten gestartete europäische Bürgerinitiativen zu unterstützen. 

– Werden die Mitgliedstaaten die Anforderungen für die Kontrolle von Unterschriften (sowohl online 
als auch in Schriftform) so vereinheitlichen, dass rechtliche Unsicherheiten beseitigt und 
gleichberechtigte Voraussetzungen für alle Bürger geschaffen werden? 

– Was werden die Mitgliedstaaten unternehmen, um sicherzustellen, dass sie die Unterschriften 
aller ihrer Bürger – unabhängig von deren Wohnort – prüfen können? 

– Werden die Mitgliedstaaten garantieren, dass das Design von Formularen für die Sammlung von 
Unterschriften bürgerfreundlich gestaltet ist und bisherige Rückmeldungen aus solchen Initiativen 
berücksichtigt? 

– Werden die Mitgliedstaaten der Kommission die notwendigen Ressourcen an die Hand geben, 
die diese benötigt, um alle Initiativen umfassend und gleichberechtigt zu unterstützen? 

– Beabsichtigt der Rat, eine einzige Kontaktstelle für europäische Bürgerinitiativen zu Fragen, die in 
den Verantwortungsbereich von Mitgliedstaaten fallen, einzurichten, um zu verhindern, dass 
Initiatoren sich bei 27 (28) verschiedenen Behörden informieren und dabei sprachliche und 
bürokratische Komplikationen auf sich nehmen müssen? 
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